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Kurz und bündig: Bewertung der Einkommensentwicklung der    
Beamtinnen und Beamten 

 

Wie wichtig der öffentliche Dienst für die Funktionsfähigkeit unserer Volkswirtschaft und für die Bürgerinnen und 

Bürger ist, wird oft erst deutlich, wenn dieser seine Leistungen nicht bzw. nicht in ausreichender Form erbringen 

kann: Das zeigt sich bei der Kriminalitätsbekämpfung genauso wie bei den Jugendämtern oder in den Schulen. 

Der Aufschrei ist dann oft groß. Trotz jahrelanger Kürzungspolitik – im OECD-Größenvergleich befindet sich der 

deutsche öffentliche Dienst nur auf einem Platz im hinteren Mittelfeld1 – und damit einhergehender zum Teil dra-

matischer Arbeitsverdichtung, gelingt es in der Regel ein hohes Leistungsniveau aufrecht zu erhalten. Dies ist 

nicht zuletzt dem Einsatz der Beschäftigten geschuldet.  

 

Trotz dieses besonderen Engagements, ist es in den letzten Jahren kaum gelungen, bei den Tariflöhnen Anschluss 

an die allgemeine Entwicklung der Tarifabschlüsse in den anderen großen Branchen zu halten. Die Forderungen 

der Gewerkschaften ver.di, GdP und GEW in der Tarifrunde 2014 setzen genau hier an und bezwecken eine 

Schließung dieser Lücke. 

 

Von den 4,6 Millionen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sind 1,9 Millionen Beamtinnen und Beamte. Die 

Beschäftigungsbedingungen der Beamtinnen und Beamten wurden und werden nicht tarifvertraglich, sondern per 

Gesetz geregelt. Die Beamtinnen und Beamten konnten sich, obwohl ihre Gewerkschaften keine Tarifverträge für 

sie abschießen können, darauf verlassen, dass der DGB als beamtenpolitische Spitzenorganisation für sie in der 

Regel eine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses erreichen konnte.  

 

In den letzten zehn Jahren zeichnete sich hier allerdings ein Einschnitt ab. Immer häufiger gelang es dem DGB 

nicht, die Übertragung der Tarifergebnisse in vollem Umfang zu gewährleisten. Die allgemeine Kürzungspolitik im 

öffentlichen Sektor strahlte nun sogar auf die unmittelbaren Beschäftigungsbedingungen aus. 2002 erhielten die 

Bundesländer die Möglichkeit, die jährlichen Sonderzahlungen in eigener Verantwortung zu gestalten. Diese nah-

men viele Gesetzgeber wahr und strichen bzw. kürzten das sog. Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Im Jahr 2006 

wurde die landesbeamtenrechtliche Gesetzgebungskompetenz praktisch vollständig auf die Länder übertragen. 

                                                             
1 Vgl. OECD-Studie „Government at a Glance“, 14.11.2013. 
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Damit ist nicht mehr der Bundesgesetzgeber allein für die Beschäftigungsbedingungen aller Beamtinnen und Be-

amten verantwortlich, sondern die Zuständigkeiten liegen bei insgesamt siebzehn Dienstherren.  

 

Die Föderalisierung des Dienstrechts ist zwar nicht die zentrale Ursache der zunehmenden Abweichung von den 

Tarifergebnissen im öffentlichen Dienst. Diese ist vielmehr in der Einnahmekrise der öffentlichen Haushalte zu 

sehen. Doch hat sich die Föderalisierung des Beamtenrechts in den letzten Jahren als zentraler Transformations-

riemen der relativen Verschlechterungen der Beschäftigungsbedingungen erwiesen. 

 

Der vorliegende DGB-Besoldungsreport 2014 stellt als eine Bestandsaufnahme die Entwicklung der Beamtenein-

kommen deskriptiv dar. Exemplarisch werden in unserem Report die Besoldungsgruppen A5, diese erhalten z.B. 

Polizei-HauptwachtmeisterInnen, A9 für OberstraßenmeisterInnen und A13 für StudienrätInnen dargestellt. Im 

ersten Kapitel geben wir einen Überblick über die Jahresbruttobesoldungen (bestehend aus dem jährlichen 

Grundgehalt Endstufe, eventuell gezahlter allgemeiner Stellenzulage bzw. Strukturzulage, eventuell gezahlter 

Einmal- sowie Sonderzahlung) im Jahr 2014. Seit 2002 vergrößern sich die Abstände zwischen den einzelnen 

Dienstherren zunehmend: In der Besoldungsgruppe A5 zahlt das Land Berlin 18,5 Prozent weniger als der Frei-

staat Bayern. Diese Diskrepanz wird bei den Besoldungsgruppen A9 und A13 mit 14 Prozent nur unwesentlich 

kleiner. Spreizungen in solchem Ausmaß, obwohl die vollständige Föderalisierung des Dienstrechtes erst acht 

Jahre zurückliegt, sind außerordentlich bemerkenswert. Sie sind Zeichen für eine Besoldungspolitik nach Kassen-

lage. Tarifverträge und besonders Branchentarifverträge haben den Zweck, den Wettbewerb der Arbeitgeber 

nicht in einen Wettbewerb um möglichst schlechte Einkommen zu verwandeln, sondern die Qualität der Arbeits-

prozesse, der Leistungserstellungen und der Leistungen selbst zu verbessern. Dass ausgerechnet der öffentliche 

Dienst, welchem über Jahrzehnte der Ruf eines vorbildlichen Arbeitgebers nachhing, heute im Beamtenrecht von 

seiner einseitigen Rechtsetzungskompetenz Gebrauch macht und dabei die Beschäftigungsbedingungen der Be-

amtinnen und Beamten mehr und mehr verschlechtert, ist nicht nur mit Sicht auf das Bestreben nach guten Ar-

beitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen kritisch zu bewerten. Der öffentliche Dienst als Ganzer hat auch eine be-

sondere Verantwortung für die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen in Deutschland. Vor diesem Hintergrund 

ist nicht nur problematisch, dass sich die Einkommen der Beamtinnen und Beamten zunehmend auseinander ent-

wickeln, sondern auch, dass diese Differenzierung den Effekt der Kürzung öffentlicher Leistungen, welche sich 

gleichfalls regional unterschiedlich vollzieht, noch verschärfen wird.  
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Bei der Analyse der Jahresbruttobesoldungen bietet sich die Berücksichtigung der wöchentlichen Arbeitszeit an, 

da diese von Dienstherr zu Dienstherr unterschiedlich ausfällt. Bei den meisten Dienstherren beträgt die wöchent-

liche Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten mittlerweile 40 Stunden. Im Bund, in Baden-Württemberg, in 

Nordrhein-Westfalen und in Schleswig-Holstein sind es 41 Stunden und in Hessen sogar 42 Stunden. Um den 

negativen Effekt der Wochenarbeitszeitverlängerung in den Vergleich real einbeziehen zu können, wurde im Re-

port fiktiv eine 40-Stundenwoche für alle Dienstherren angenommen. Bei dieser um die Arbeitszeit bereinigten 

Darstellung zeigt sich, dass die hessische Besoldung durch die überproportionale Erhöhung der Arbeitszeit im 

Vergleich zu den anderen Dienstherren tatsächlich geringer ausfällt. Aber auch die vergleichsweise guten Positio-

nen von Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und dem Bund relativieren sich bei der 

bereinigten Betrachtungsweise deutlich. Politisch ergibt sich aus diesem Vergleich die Anforderung an den Bund 

und die betroffenen Länder, das Arbeitszeitniveau wieder an den Tarifbereich anzugleichen.  

 

Das zweite Kapitel stellt die prozentuale Entwicklung der jeweiligen Jahresbruttobesoldung von 2008 bis 2014 

dar. Dieser Zeitpunkt bietet sich an, da 2008 auf Bundes- wie auch auf Landesebene (mit Ausnahme Bayerns und 

des Saarlandes) erstmals nach der Föderalismusreform I prozentuale Erhöhungen erfolgten. Interessant ist hier 

insbesondere der Vergleich der prozentualen Steigerungen der einzelnen Besoldungsgruppen eines Dienstherrn, 

die doch teilweise evident auseinander gehen. 

 

Im dritten Kapitel wird ein Vergleich der erfolgten prozentualen Erhöhungen im Tarif- und Besoldungsbereich an-

gestellt. Ausgangspunkt der Betrachtung ist auch hier aus dem vorgenannten Grund das Jahr 2008. Mit der Neu-

ordnung des Tarifsystems des öffentlichen Dienstes – insbesondere der Ablösung des BAT bzw. der Manteltarif-

verträge für die Arbeiter durch den TVöD und der Ablösung der Statusgruppen von Arbeiter und Angestellten im 

öffentlichen Dienst – ist ein Vergleich von Tarif- und Besoldungsentwicklung möglich ist. Dieser erfolgt für die 

Bundesbeamtinnen und -beamten mit dem zwischen Bund, Kommunen und ver.di (als Verhandlungsführer) abge-

schlossenen TVöD. Für die Kommunal- und Landesbeamtinnen und -beamten mit dem TV-L, da die Besoldung 

der kommunalen Beamtinnen und Beamten sowie die der Länder durch Landesrecht geregelt wird. Diese Eintei-

lung ist Folge des Austritts der Länder aus der Verhandlungsgemeinschaft mit Bund und Kommunen und des Zu-

sammenschlusses zur TdL. Hessen trat dieser allerdings nicht bei und verhandelt einen eigenen Tarifvertrag (TV-

H). Berlin, das 2013 wieder der TdL beigetreten ist, zahlt seinen Tarifbeschäftigten derzeit 98 Prozent der TV-L - 

Entgelte. Demnach reduziert sich bei der Gegenüberstellung die fiktive Jahresbruttobesoldung 2014 Berlins  
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entsprechend. Insgesamt ergeben sich also für die Jahresbruttobesoldung 2014 der siebzehn Dienstherren ein 

Vergleich mit vier Tarifniveaus (TVöD, TV-L, TV-H und Berlin). Diese Betrachtung macht deutlich: Sechszehn von 

siebzehn Dienstherren sind bei der Übertragung der tarifvertraglich vereinbarten prozentualen Erhöhungen auf 

die Besoldung ihrer Beamtinnen und Beamten seit 2008 nach unten abgewichen. Nur die Besoldung der bayeri-

schen Kolleginnen und Kollegen bewegt sich auf dem durch die Tarifentwicklung vorgezeichneten Niveau.  

 

Der DGB-Besoldungsreport 2014 zeigt, dass die Dienstherren ihre einseitige Rechtsetzungskompetenz zuneh-

mend missbrauchen. Die Tatsache, dass sie ihrer Verantwortung gegenüber ihren Beamtinnen und Beamten nicht 

mehr gerecht werden, setzt das Erfordernis, die kollektiven Rechte der Beamtinnen und Beamten und des DGB 

als ihrer Spitzenorganisation zu stärken, mit besonderer Bedeutung auf die Tagesordnung. Die politische Anfor-

derung des DGB ist es daher, im Sinne der beamteten Beschäftigten wie auch des öffentlichen Dienstes selbst zu 

einem „Verhandeln statt Verordnen“ zu kommen.  
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1 Die Jahresbruttobesoldung der Besoldungsgruppen A5, A9 und A13 im Überblick 

 

Das von den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes mit der Tdl im Jahr 2013 für die Landesbeschäftigten aus-

gehandelte Tarifergebnis wurde alleinig in Bayern zeit- und inhaltsgleich auf sämtliche BeamtInnen, Versorgungs-

empfängerInnen sowie RichterInnen übertragen. Einige Landesgesetzgeber folgten zwar inhaltlich ihren bayeri-

schen KollegInnen, beschränkten jedoch entweder den Begünstigtenkreis oder verschoben die Anpassung auf 

einen späteren Zeitpunkt. Andere hingegen wichen gar gänzlich vom Tarifergebnis ab (vgl. Anhang S. 28). Wie 

sich die Besoldungspolitik der einzelnen Gesetzgeber konkret in Zahlen niederschlägt, kann den ersten drei Abbil-

dungen entnommen werden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Besoldungsrunde für die Bundesbe-

amtInnen im Frühjahr 2014 stattfindet und zu erwartende Erhöhungen noch nicht berücksichtigt werden konn-

ten. 

 

Der Durchschnitt der Jahresbruttobesoldungen2 der Besoldungsgruppe A5 im Jahr 2014 liegt bei 28.134,98 

Euro. Er stieg damit im Vergleich zu 2012 um 1.208,04 Euro brutto und zum Vorjahr um 645,07 Euro brutto. Ur-

sächlich für diesen Anstieg sind insbesondere die dem Tarifergebnis 2013 entsprechenden Besoldungserhöhun-

gen in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg oder auch Nordrhein-Westfalen. Während beispielsweise ein(e) 

                                                             
2 Hierbei handelt es sich im Folgenden stets um den Durchschnitt der Besoldung der 17 Dienstherren ohne Berücksichtigung der Gesamtzahl der aktiven 

BeamtInnen. 

29.678,94 €

30.655,78 €

25.869,22 €

26.838,43 €

27.985,62 €

28.378,92 €

28.739,88 €

27.163,51 €

28.655,87 €

27.666,41 €

28.926,83 €

28.184,51 €

27.889,34 €

27.626,82 €

27.544,20 €

28.215,39 €

28.275,07 €

20.000 € 25.000 € 30.000 €

Baden-Württemberg
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Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

Abbildung 1: A5-Jahresbruttobesoldung 2014

Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, 

Abt. OEB.
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HauptwachtmeisterIn in Bayern 2014 eine jährliche Bruttobesoldung von 30.655,78 Euro und damit 875,54 Euro 

brutto mehr als im Jahr 2013 erhält, kommen die KollegInnen in Berlin mit 25.869,22 Euro brutto im Jahr 2014 

auf ein Plus von unterdurchschnittlichen 545,70 Euro brutto im Vergleich zum Vorjahr.  

Zwischen dem Dienstherrn mit der niedrigsten Jahresbruttobesoldung – Berlin – und dem mit der höchsten – 

Bayern – liegt eine Diskrepanz von 4.786,56 Euro brutto bzw. 18,5 Prozent. 2013 waren es noch 17,6 Prozent.  

2014 beträgt die durchschnittliche A9-Jahresbruttobesoldung 37.285,96 Euro. Im Vergleich zu 2012 ist das 

ein Plus von 1.619,99 Euro brutto und zu 2013 von 851,53 Euro brutto. Ausschlaggebend für diese Entwicklung 

sind insbesondere die Dienstherrn Bayern, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen, die das Tarifergebnis 

auf ihre BeamtInnen (teilweise) übertragen haben.  

 

Schlusslicht ist Rheinland-Pfalz mit einem Anstieg von 905,56 Euro brutto zu 2012 bzw. 365,03 Euro brutto zu 

2013. Damit nimmt das Bundesland, das beim Besoldungsvergleich 2012 noch einen Platz im Vorderfeld belegte, 

aufgrund seiner 1%-Besoldungspolitik mittlerweile einen der hinteren Ränge ein. Lediglich Berlin, Brandenburg, 

Hessen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt besolden ihre PolizeikommissarInnen, ObergerichtsvollzieherInnen 

oder auch OberstraßenmeisterInnen schlechter. 

38.200,50 €

39.633,89 €

34.784,97 €

36.090,67 €

37.275,62 €

38.205,96 €

37.768,44 €

36.563,06 €

37.427,73 €

36.728,73 €

38.065,55 €

36.880,20 €
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37.123,31 €

36.874,62 €
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37.714,97 €
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Schleswig-Holstein
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Abbildung 2: A9-Jahresbruttobesoldung 2014

Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB.
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Zwischen Bayern mit der höchsten Jahresbruttobesoldung und Berlin mit der niedrigsten, liegt eine Differenz von 

4.848,92 Euro brutto bzw. rund 14 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Spreizung damit um einen 

Prozentpunkt vergrößert.  

Im Durchschnitt erhält ein(e) in A13 eingruppierte(r) BeamtIn im Jahr 2014 eine Besoldung in Höhe von 

56.103,28 Euro brutto, während diese 2012 durchschnittlich 54.162,08 Euro brutto und 2013 durchschnittlich 

54.964,55 Euro brutto betrug. Damit steigen die Bezüge im Vergleich zu den beiden Vorjahren um durchschnitt-

lich 1.941,20 Euro brutto bzw. 1.138,73 Euro brutto. Zu dieser Steigerung hat – wie bei den Besoldungsgruppen 

A5 und A9 – insbesondere die Besoldungspolitik des Landes Bayern beigetragen, in welchem ausgehend von 

2012 eine Erhöhung von insgesamt 7 Prozent zu verzeichnen ist. 

 
Anders verhält es sich beim Dienstherrn Nordrhein-Westfalen. Während er bei den Besoldungsgruppen A5 und 

A9 noch überdurchschnittlich besoldet, bleibt die Entwicklung in der Besoldungsgruppe A13 hinter der durch-

schnittlichen Zunahme zurück. Ein(e) LehrerIn, die/der 2012 ein Jahresbruttogehalt von 54.943,24 Euro brutto  

erhalten hat, bekam 2013 mit 54.968,95 Euro brutto und 2014 mit 54.997,00 Euro brutto lediglich aufgrund der  

Erhöhung der allgemeinen Stellenzulage in der Summe 1 Prozent mehr. Ähnlich sieht es für die Kolleginnen und 

Kollegen in Rheinland-Pfalz aus. Nichts desto trotz ist Berlin weiterhin Schlusslicht. Zwischen den dort gezahlten 

57.349,64 €

60.064,44 €

52.912,57 €

54.914,97 €

53.603,16 €

58.324,80 €

57.013,08 €

56.019,13 €

56.926,84 €
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Abbildung 3: A13-Jahresbruttobesoldung 2014

Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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52.912,57 Euro brutto und der bayerischen Jahresbruttobesoldung liegt eine Diskrepanz von 14 Prozent (Vorjahr: 

13 Prozent). 

 

Um eine bessere Vergleichbarkeit der oben aufgezeigten Beträge herzustellen, bietet sich die Berücksichtigung 

der beim jeweiligen Dienstherrn geltenden Wochenarbeitszeit an. Zwar beträgt diese bei einem Großteil 40 Stun-

den, doch müssen die BeamtInnen im Bund, in Baden-Württemberg, in Nordrhein-Westfalen sowie in Schleswig-

Holstein wöchentlich eine Stunde und in Hessen gar zwei Stunden länger Dienst leisten (in den drei folgenden 

Abbildungen rot markiert). Geht man davon aus, dass auch bei den genannten fünf Dienstherren die Arbeitszeit-

regelungen eine 40-Stunden-Woche vorsehen würden, hat dies eine der reduzierten Arbeitszeit entsprechende 

Verminderung der dort gezahlten Bezüge zur Folge. Diese Betrachtungsweise führt insbesondere in Hessen zu 

einer erheblichen Reduzierung der Jahresbruttobesoldung. Die dortigen BeamtInnen der Besoldungsgruppe A5 

erhielten – würden sie ebenso wie die meisten ihrer KollegInnen bei anderen Dienstherrn – eine 40-Wochen-

stunde haben, 1.293,50 Euro brutto im Jahr weniger erhalten, als sie derzeit bekommen. Bei den anderen vier 

Dienstherren würde sich die Besoldung um bis zu 800 Euro brutto reduzieren.  
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Abbildung 4: A5-Jahresbruttobesoldung 2014 bei Annahme einer 40h-Woche

Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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Ein ähnliches Bild ergibt sich bei den Besoldungsgruppen A9 und A13. Hier lägen die jährlichen Einbußen 

zwischen 900 und 2.670 Euro brutto.  
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Abbildung 5: A9-Jahresbruttobesoldung 2014 bei Annahme einer 40h-Woche
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Abbildung 6: A13-Jahresbruttobesoldung 2014 bei Annahme einer 40h-Woche

Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 

Summe aus jährlichem Grundgehalt, allg. Stellenzulage/Strukturzulage, evtl. Einmal- und Sonderzahlungen; eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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2 Die prozentuale Entwicklung der Jahresbruttobesoldung von 2008 bis 2014  

 

Seit der Föderalismusreform I 2006 können die Landesgesetzgeber die Besoldung und Versorgung ihrer BeamtIn-

nen, VersorgungsempfängerInnen und RichterInnen eigenständig regeln. Während bis zu diesem Zeitpunkt ledig-

lich eine Besoldungsrunde für Bund, Länder und Kommunen erfolgte, entscheiden nunmehr Bundes- und Landes-

gesetzgeber unabhängig voneinander über die Erhöhungen der Bezüge ihrer beamteten Beschäftigten. Der 

überwiegende Teil der Landesgesetzgeber hat erstmalig Anfang bzw. im Laufe des Jahres 2008 die Besoldung 

ihrer BeamtInnen angepasst. Lediglich Bayern, das bereits zum Oktober 2007 seine wiedergewonnene Kompe-

tenz nutzte, und das Saarland, welches 2009 nachzog, wichen von dieser Zeitschiene ab. Folgende Grafiken ver-

deutlicht die Besoldungsentwicklungen der Besoldungsgruppen A5, A9 und A13 vom Zeitpunkt der ersten An-

passung im Jahr 2008 bis heute. Auffällig dabei erscheint die Entwicklung insbesondere in den fünf neuen 

Bundesländern. Berücksichtigt man jedoch die Tatsache, dass in diesen früher nach der sogenannten Ost-Tabelle 

besoldet wurde, erklärt sich das Bild. In Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 

Thüringen wurde ab 2008 die Angleichung an das Westniveau um insgesamt 8,1 Prozentpunkte vorgenommen. 

Berücksichtigt man diese, relativieren sich die Werte der besagten Bundesländer. Hinzu kommt, dass viele Dienst-

herren bereits vor 2008 die Sonderzahlungen entweder gekürzt oder aber gar gestrichen haben. Aufgrund des 

hier aus besagten Gründen gewählten Zeitraums, kann dies den dargestellten Diagrammen nicht entnommen 

werden. Erweitert man den Betrachtungszeitraum auf 2002, so fallen die prozentualen Anstiege geringer aus.  
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Abbildung 7: prozentuale Entwicklung der A5-Jahresbruttobesoldung 
von 2008 bis 2014

bereinigt um Ost-West-Angleichung unbereinigt

Eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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Die Bezüge der Besoldungsgruppe A5 wurden – bei Zugrundelegung der bereinigten Zahlen – seit 2008 im 

Durchschnitt um 14,8 Prozent erhöht, wobei insbesondere Brandenburg mit 4,1 Prozent und Berlin mit 7,7 Pro-

zent weit hinter diesem Wert zurückliegen. Unter der Maßgabe, dass die Inflationsrate auch 2014 bei 1,6 Prozent 

liegt, ergibt sich für den Zeitraum 2008 bis 2014 eine Inflation von 11,2 Prozent. Demzufolge haben die A5-be-

soldeten BeamtInnen und VersorgungsempfängerInnen in Berlin, Brandenburg und Sachsen in den letzten sieben 

Jahren inflationsbereinigt Einkommenseinbußen hinnehmen müssen. Die Dienstherren Bund und Sachsen-Anhalt 

liegen mit 12,8 Prozent und bereinigten 11,3 Prozent nur knapp über der Inflation in diesem Zeitraum.  

 

Ähnlich verhält es sich bei der Besoldungsgruppe A9. Hier wurden die Bezüge von 2008 bis 2014 – bei Zu-

grundelegung der bereinigten Werte – im Durchschnitt um 13,3 Prozent erhöht. Berlin mit 8 Prozent und Bran-

denburg mit 3,9 Prozent nehmen auch hier die beiden letzten Plätze ein. Mit realen Einkommenseinbußen müs-

sen sich für diesen Zeitraum allerdings auch die BeamtInnen und VersorgungsempfängerInnen in Mecklenburg-

Vorpommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt abfinden. 
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Abbildung 8: prozentuale Entwicklung der A9-Besoldung von 2008 bis 2014

bereinigte Ost-West-Angleichung unbereinigt
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Die Bezüge der Besoldungsgruppe A13 wurden im Zeitraum von 2008 bis heute um durchschnittlich 13,4 Pro-

zent erhöht. Beachtenswert ist, dass bei dieser Besoldungsgruppe auch Nordrhein-Westfalen mit 10,4 Prozent 

hinter der Inflationsrate in diesem Zeitraum von 11,2 Prozent zurückbleibt, während die Zunahme in den Besol-

dungsgruppen A5 und A9 mit 17,6 Prozent bzw. 17,4 Prozent überdurchschnittlich ausfällt. Daran zeigt sich, 

dass die Nullrunden in den Jahren 2013 und 2014 bereits 2014 ihre Wirkung entfalten.   
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Abbildung 9: prozentuale Entwicklung der A13-Jahresbruttobesoldung von 2008 bis 2014                 

bereinigt um Ost-West-Angleichung unbereinigt
Eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB.
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3 Vergleich der realen mit der fiktiven Jahresbruttobesoldung 2014 

 

„Die Besoldung ist entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 

und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung durch Gesetz regelmäßig 

anzupassen.“3 Diese Maßgabe ist nicht nur den Besoldungsgesetzen zu entnehmen, sondern Ausfluss des nach 

herrschender Meinung aus Art. 33 Absatz 5 Grundgesetz abzuleitenden Alimentationsprinzips. Aus diesem Grund 

sind die Tarifabschlüsse für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes, in denen die Einkommensentwick-

lung zum Ausdruck kommt, maßgebend für die Beamtenbesoldung. Die Besoldungsgesetzgeber sind somit ver-

fassungsrechtlich beauftragt, die Beamtenbesoldung der Tarifentwicklung entsprechend anzupassen. Doch seit-

dem den Bundesländern unter anderem die Gesetzgebungskompetenz für die Besoldung ihrer Beamtenschaft 

übertragen wurde, bleibt dieser Auftrag zunehmend unerfüllt. Mit Blick auf die letzten beiden Besoldungsrunden 

für die Landes- und KommunalbeamtInnen lässt sich konstatieren: Ein Großteil der Landesgesetzgeber nutzt 

seine einseitige Regelungskompetenz, um den beamteten Beschäftigten – vor allem angesichts der zum Teil diffi-

zilen Haushaltslagen – wiederholt Sonderopfer abzuverlangen. Insbesondere die in Bremen, Nordrhein-Westfalen 

und Rheinland-Pfalz beschrittenen Wege dürften dabei die verfassungsrechtlichen Grenzen verletzen. Während 

letztgenanntes Bundesland 2012 die Anpassung um jährlich ein Prozent bis 2017 festschrieb, wurden in Bremen 

und Nordrhein-Westfalen die Bezüge des höheren Dienstes in den Jahren 2013 und 2014 überhaupt nicht er-

höht. Der bislang gelebte Grundsatz „Besoldung folgt Tarif“ wird seitens der Gesetzgeber also aufgekündigt. Die 

Folgen dieses Handelns sind bereits jetzt eindeutig erkennbar: Besoldungsanpassungen bleiben teils gravierend 

hinter den Tarifentwicklungen zurück und der verfassungsrechtliche Auftrag unerfüllt.  

 

Die folgenden Grafiken verdeutlichen diese Entwicklung. Ein Vergleich der Jahresbruttobesoldungen 2014 mit der 

Jahresbruttobesoldung, die bei steter Berücksichtigung des Grundsatzes „Besoldung folgt Tarif“ seit 20084 heute 

gezahlt würde (Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv), macht die beschriebene Abkopplung sichtbar. Den jeweiligen 

Berechnungen der Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv liegt der in der Besoldungstabelle A (West) festgesetzte 

Grundgehaltssatz in der Endstufe – Stand 2006 – sowie der jeweilige Betrag der damals gezahlten allgemeinen 

Stellenzulage zugrunde. Um die Diskrepanzen hinsichtlich der realen und der fiktiven prozentualen Erhöhungen 

deutlich zu machen, beinhalten die dargestellten Jahresbruttobesoldungen weder Einmal- noch Sonderzahlungen. 

                                                             
3 Vgl. u. a. § 16 Absatz 1 Bundesbesoldungsgesetz.  

4 Begründung für Wahl dieses Zeitpunkts vgl. S. 16. 
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Zudem wurden zwecks Vergleichbarkeit die errechneten Jahresbeträge auf eine 40-Stunden-Woche umgerechnet 

(vgl. S. 14).   

 

Der Grundgehaltssatz der Besoldungsgruppe A5 betrug 2006 1.907,12 Euro brutto und die allgemeine Stel-

lenzulage 16,38 Euro brutto im Monat. Wären diese beiden Beträge entsprechend der Tarifeinigungen (TVöD, 

TV-L sowie TV-H) prozentual erhöht worden, ergäbe sich für die der TdL angehörenden Bundesländer eine Jah-

resbruttobesoldung von 27.822,72 Euro, beim Bund erhielten die BeamtInnen 27.329,46 Euro brutto und in Hes-

sen 27.034,39 Euro brutto im Jahr. In Berlin, welches 2013 wieder der TdL beitrat, beträgt der Bemessungssatz 

im Jahr 2014 98 Prozent der geltenden TV-L-Entgelttabelle. Folglich reduziert sich die fiktive Jahresbruttobesol-

dung beim Dienstherrn Berlin um zwei Prozentpunkte. Dennoch bekommen die Berliner BeamtInnen mit 

25.229,22 Euro brutto jährlich rund 8,1 Prozent weniger als sie bei Übertragung der zwischen TdL und Gewerk-

schaften ausgehandelten prozentualen Erhöhungen erhalten würden. In Hessen liegt die Diskrepanz ebenfalls bei 

8 Prozent und selbst der Bund liegt derzeit rund 4 Prozent hinter dem errechneten fiktiven Betrag.  
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Abbildung 10: Vergleich der realen mit der fiktiven A5-Jahresbruttobesoldung 2014 bei 

Annahme einer 40h-Woche (ohne Einmal- und Sonderzahlungen)  

A5-Jahresbruttobesoldung 2014 real* A5-Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv

*Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe und der. allg. Stellenzulage/Strukturzulage              

Eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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Eine ähnliche Entwicklung lässt sich bei der Besoldungsgruppe A9 ablesen. Ausgehend von einem monatli-

chen Grundgehalt von 2.533,80 Euro brutto und einer allgemeinen Stellenzulage von 64,08 Euro brutto, läge die 

Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv bei 37.310,06 Euro (TV-L), 36.563,86 Euro (Berlin), 36.668,42 Euro (TVöD) 

sowie 36.512,66 Euro (TV-H). Auch hier fallen Berlin mit 7 Prozent und Hessen mit 7,7 Prozent weit hinter den 

jeweiligen fiktiven Jahresbruttobetrag zurück. Auffällig ist der Vergleich der realen und fiktiven A9-Jahresbrutto-

besoldung insbesondere beim Dienstherrn Bund. Während bei der Besoldungsgruppe A5 eine Differenz von rund 

4 Prozent zu konstatieren ist, beläuft sich diese bei der Besoldungsgruppe A9 auf 2,6 Prozent und fällt demnach 

um 1,4 Prozentpunkte geringer aus.  
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Abbildung 11: Vergleich der realen mit der fiktiven A9 Jahresbruttobesoldung 2014 

bei Annahme einer 40h-Woche (ohne Einmal- und Sonderzahlungen)

A9-Jahresbruttobesoldung 2014 real* A9-Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv

*Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe und der allg. Stellenzulage/Strukturzulage. 

Eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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Der Eindruck der Abkopplung der Besoldungs- von der Tarifentwicklung wird des Weiteren durch den Vergleich 

bei der Besoldungsgruppe A13 bestätigt. Ein(e) mit A13 besoldete(r) BeamtIn erhielt 2006 ein Grundgehalt 

von 3.920,58 Euro brutto sowie eine allgemeine Stellenzulage in Höhe von 64,08 Euro brutto. In der Summe 

ergäbe dies eine fiktive Jahresbruttobesoldung von 56.819,62 Euro (TV-L), 55.683,23 Euro (Berlin), 55.872,84 

Euro (TVöD) sowie 56.003,56 Euro (TV-H). Während hier neben Berlin und Hessen auch Dienstherren wie Baden-

Württemberg, Bremen, Nordrhein-Westfalen mit bis zu 8,5 Prozent von der fiktiven Jahresbruttobesoldung ab-

weichen, verringert sich die Diskrepanz bei den A13-BundesbeamtInnen auf 2,4 Prozent. 
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Abbildung 12: Vergleich der realen mit der fiktiven A13-Jahresbruttobesoldung 2014 

bei Annahme einer 40h-Woche (ohne Einmal- und Sonderzahlungen)

A13-Jahresbruttobesoldung 2014 real* A13-Jahresbruttobesoldung 2014 fiktiv

*Summe aus jährlichem Grundgehalt Endstufe und der allg. Stellenzulage/Strukturzulage. 

Eigene Berechnungen DGB BVV, Abt. OEB. 
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Anhang  

 

Tarif- und Besoldungsrunde Länder und Kommunen 2011/2012 

 

Tarifergebnis:  

 

 Laufzeit von 24 Monaten bis zum 31. Dezember 2012 

 Entgelterhöhung in 2 Stufen:  

o 1. April 2011: + 1,5 Prozent  

o 1. Januar 2012: + 1,9 Prozent, anschließend + 17 Euro 

 360 Euro Einmalzahlung  

 Auszubildende und Praktikanten: 

o 1. April 2011: + 1,5 Prozent 

o 1. Januar 2012: + 1,9 Prozent, anschließend + 6 Euro 

o 120 Euro Einmalzahlung 

 

Baden-Württemberg 

 

Der baden-württembergische Landtag beschloss am 1. März 2011 das Gesetz über die Anpassung von Dienst- 

und Versorgungsbezügen 2011. Somit erhöhten sich für die BeamtInnen, RichterInnen, Auszubildenden im öf-

fentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis sowie die VersorgungsempfängerInnen des Landes und der Kommunen 

mit dem 1. April 2011 die Bezüge um 2 Prozent. Im dann vom neuen Landtag verabschiedeten Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetz 2012 wurde die bereits erfolgte 2-prozentige Erhöhung dergestalt berücksichtigt, 

dass die Einmalzahlung in Höhe von  360 Euro entsprechend vermindert wurde. Mit der Höhe der Besoldungs-

gruppe nahmen die Beträge der Einmalzahlung ab (A5: 280 Euro; A16: 100 Euro). Zum 1. März 2012 stiegen die 

Bezüge bis einschließlich Besoldungsgruppe A10 und ab Besoldungsgruppe A11 zum 1. August 2012 um 1,2 

Prozent und anschließend um einen Sockelbetrag in Höhe von 17 Euro steigen. 

 

Bayern 

 

2011 gab es eine Nullrunde. 2012 stiegen die Bezüge zum 1. Januar um 1,9 Prozent sowie 17 Euro und zum  

1. November um weitere 1,5 Prozent.  

 

Brandenburg 

 

Das Mitte Oktober 2011 verkündete Brandenburgische Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 

2011/2012 (GVBl 2011, Nr. 23) normierte eine 1:1 Übertragung des Tarifergebnisses auf die LandesbeamtInnen.  
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Bremen 

 

Das Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2011/2012 in der Freien Hansestadt 

Bremen (BremBBVanpG 2011/2012) vom 12. April 2011 (Brem.GBl. Nr. 22, S. 287) sah vor: 

 Bis einschließlich Besoldungsgruppe A8 wurden die Dienstbezüge ab 1. April 2011 um 1,5 Prozent 

erhöht. Außerdem gab es eine Einmalzahlung in Höhe von 360 Euro. Zum 1. April 2012 erfolgte 

eine weitere Erhöhung der Dienstbezüge um 1,9 Prozent sowie eine Erhöhung der Grundgehaltss-

ätze um 17 Euro. 

 Von Besoldungsgruppe A9 bis A11 wurden die Bezüge zum 1. April 2011 um 1,5 Prozent erhöht 

und zum 1. April 2012 um weitere 1,9 Prozent sowie erfolgte eine Erhöhung der Grundgehaltssätze 

um 17 Euro. 

 Die Bezüge von BeamtInnen und RichterInnen der Besoldungsgruppe ab A12 sowie die Besoldungs-

gruppen B, C, R und W wurden zum 1. Oktober 2011 um 1,5 Prozent erhöht. Ab dem 1. Oktober 

2012 erfolgte eine weitere Erhöhung um 1,9 Prozent sowie eine Erhöhung der Grundgehaltssätze 

um 17 Euro. 

 Diese sozial gestaffelte Anpassung der Dienstbezüge sowie die Einmalzahlung bis einschließlich Be-

soldungsgruppe A8 wurde zeit- und wirkungsgleich für VersorgungsempfängerInnen übernommen. 

 Die Auszubildenden bekamen ab dem 1. April 2011 eine Erhöhung von 1,5 Prozent plus eine Ein-

malzahlung in Höhe von 120 Euro. Ab dem 1. April 2012 stiegen das Gehalt um weitere 1,9 Pro-

zent sowie eine Erhöhung des Sockelbetrags um 6 Euro. 

 

Hamburg 

 

Das am 11. November 2011 verkündete Gesetz über die jährliche Sonderzahlung und die Besoldungs- und Ver-

sorgungsanpassung 2011/2012 (GVBl S. 454) sah vor:  

 Rückwirkend zum 1. April 2011 wurden die Dienstbezüge um 1,5 Prozent erhöht. 

 Die Sonderzahlung, auszuzahlen im Dezember 2011, wurde für alle auf 1.000 Euro gekürzt (Versor-

gungsempfängerInnen bis A12 erhalten 500 Euro) 

 Erhöhung des Sonderbetrages für Kinder um 25,56 Euro auf 300 Euro 

 Anhebung des Urlaubsgeldes von A4 bis A8 um 67,66 Euro auf 400 Euro im Jahr 2012  

und sodann 

 tabellenwirksame Verrechnung der Sonderzahlungen für 2012 in die monatlichen Bezüge (A4 - A8: 

116 Euro, sonst 84,34 Euro). Auf dieser Basis wurden die Dienstbezüge anschließend zum 1. Januar 

2012 um 1,9 Prozent angehoben. 

 

Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Gesetz über die Anpassung von Dienst-, Anwärter-, Amts- und Versorgungsbezügen des Landes Mecklen-

burg-Vorpommern 2011/2012 sowie zur Änderung weiterer besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 

vom 16. Dezember 2011, welches abgesehen von der Einmalzahlung für VersorgungsempfängerInnen eine 1:1 

Übertragung des Tarifergebnissen auf den Beamtenbereich vorsieht, wurde am 30. Dezember 2011 verkündet 

(GVBl. S. 1077).  
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Niedersachsen 

 

Das Niedersächsische Gesetz über die Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge in den Jahren 2011 

und 2012 vom 26. Mai 2011 (GVBl. S. 141) normierte die 1:1 Übertragung.  

 

Nordrhein-Westfalen 

 

Das nordrhein-westfälische Gesetz über die Anpassung der Besoldung und Versorgungsbezüge in den Jahren 

2011 und 2012 vom 5. April 2011 (BesVersAnpG 2011/2012; GV. NRW 2011 S.202) normierte die 1:1 Übertra-

gung des Tarifergebnisses auf die BeamtInnen, VersorgungsempfängerInnen und RichterInnnen.  

 

Rheinland-Pfalz 

 

Das Landesgesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2011 wurde am 31. August 2011 verkündet 

(GVBl. S. 303). Es sah für das Jahr 2011 eine Erhöhung um 1,5 Prozent rückwirkend zum 1. April 2011 sowie 

eine Einmalzahlung in Höhe von360 Euro vor. Zudem wurde am 30. Dezember 2011 das Erste Dienstrechtsände-

rungsgesetz zur Verbesserung der Haushaltsfinanzierung vom 20. Dezember 2011 verkündet (GVBl. S. 430). Es 

sieht für die Jahre 2012 bis 2016 eine jährliche Erhöhung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge in Höhe von 

1 Prozent sowie eine Umstrukturierung des Familienzuschlags vor. 2012 wurden die Grundgehaltssätze der Be-

soldungsgruppe A2 bis A8 der BesO A zusätzlich um einen Betrag von 17 Euro sowie die Anwärtergrundbeträge 

bei einem Eingangsamt in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 der BesO A um einen Betrag von 6 Euro erhöht. 

 

Saarland 

 

2011 erhielten die BeamtInnen, RichterInnen und VersorgungsempfängerInnen Einmalzahlung in Höhe von 360 

Euro. Zudem stiegen die Bezüge zum 1. Juli 2012 um 1,9 Prozent.  

 

Sachsen 

 

Das 7. Gesetz zur Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes (7. ÄndG zum SächsBesG; GVBl S. 170) sah 

eine 1:1 Übertragung vor.  

 

Sachsen-Anhalt 

 

Das Landesbesoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2011/2012 (LBVAnpG 2011/2012), welches die zeit- 

und inhaltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses vorsah, wurde am 6. Oktober 2011 verkündet (GVBl S. 

680). 

 

Schleswig-Holstein 

 

Das Tarifergebnis wurde inhaltsgleich übertragen, wobei die Erhöhung zum 1. Januar 2012 zum Zwecke des Auf-

baus der Versorgungsrücklage um 0,2 Prozentpunkte geringer ausfiel.  
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Thüringen 

 

Das im September 2011 verkündete Gesetz zur Anpassung der Besoldung und der Versorgung in den Jahren 

2011 und 2012 sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften sah eine Besoldungser-

höhung um 1,5 Prozent. zum 1. Oktober 2011 sowie um 1,9 Prozent zum 1. April 2012 zzgl. 17 Euro vor (GVBl 

S. 235). 

 

 
Berlin 

 

Das Land war bis Ende 2012 nicht Mitglied der TdL. Die Bezüge wurden zum 1. August 2012 um 2 Prozent er-

höht. 

 

Hessen 

 

Am 6. Oktober 2011 wurde das Hessische Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2011/2012 verkündet 

(GVBl S. 530). Es sieht eine Erhöhung um 1,5 Prozent ab dem 1. Oktober 2011 sowie um 2,6 Prozent ab dem 1. 

Oktober 2012 vor. Die Sonderzahlung für die Versorgungsempfängerinnen bzw. -empfänger soll mit Wirkung 

zum 1. Oktober 2012 um 1,51 Prozent verringert werden. Die Besoldungsgruppen A3 bis A11 erhalten 2011 

eine Einmalzahlung in Höhe von 360 Euro.  
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Tarif- und Besoldungsrunde Bund 2012/2013 

 

Die Tarifvertragsparteien im öffentlichen Dienst hatten sich am 31. März 2012 darauf geeinigt, die 

Gehälter der Tarifbeschäftigten des Bundes und der Kommunen in drei Stufen um insgesamt 6,3 

Prozent zu erhöhen. Die Laufzeit beträgt 24 Monate und die Vereinbarung wird zum 1. März 2012 

wirksam. 

 zum 1. März 2012 um 3,5 Prozent,  

 zum 1. Januar 2013 um 1,4 Prozent und  

 zum 1. August 2013 um 1,4 Prozent.  

 

Die Bezüge der BeamtInnen, VersorgungsempfängerInnen und RichterInnen wurden ebenfalls in drei Schritten 

um insgesamt 5,7 Prozent angehoben. Die im Vergleich zum Tarifergebnis bestehende Differenz von 0,6 Prozent 

floss in die Versorgungsrücklage.  
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Tarif- und Besoldungsrunde Länder und Kommunen 2013/2014 

 

Tarifergebnis:   
 

 Laufzeit von 24 Monaten bis zum 31. Dezember 2014 

 lineare Entgelterhöhung in 2 Stufen:  1. Januar 2013: + 2,65 Prozent 

             1. Januar 2014: + 2,95 Prozent 

 30 Tage Erholungsurlaub 

 Auszubildende: erhalten eine Entgelterhöhung in 2 Stufen:  1. Januar 2013: + 50 Euro  

                   1. Januar 2014: + 2,95 Prozent 

                                                                                                        27 Tage Erholungsurlaub  

 

Baden-Württemberg 

 

Die Bezüge der BeamtInnen, VersorgungsempfängerInnen und RichterInnen wurden bis einschließlich Besol-

dungsgruppe A9 um 2,45 Prozent zum 1. Juli 2013 erhöht. Bis einschließlich A11 wurde die Erhöhung zum 1. 

Oktober 2013 und für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Januar 2014 vorgenommen. Der zweite Anhe-

bungsschritt erfolgt wieder gestaffelt. Bis einschließlich A9 werden die Bezüge um 2,75 Prozent zum 1. Juli 2014, 

bis einschließlich A11 zum 1. Oktober 2014 und die für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Januar 2015 stei-

gen. In die Versorgungsrücklage wurden/werden jeweils 0,2 Prozent abgeführt. Allen BeamtInnen steht ein An-

spruch auf 30 Tage und allen AnwärterInnen auf 27 Tage Erholungsurlaub zu. 

 

Bayern 

 

Der Tarifabschluss wurde zeit- und inhaltsgleich auf die bayerischen BeamtInnen, VersorgungsempfängerInnen 

und RichterInnen übertragen. Zudem werden allen BeamtInnen 30 Tage Urlaub pro Jahr gewährt.  

 

Berlin 

 

Das Land ist seit 2013 wieder Mitglied der TdL. Das Tarifergebnis wurde jedoch nicht auf die BeamtInnen, Ver-

sorgungsempfängerinnen und RichterInnen übertragen. Man versuche bis 2017 den Anschluss an Brandenburg 

herzustellen indem die Bezüge ab 1. August 2013 um 2 Prozent, 2014 und 2015 um je 2,5 Prozent sowie 2016 

und 2017 um je 3 Prozent erhöht werden.  

 

Brandenburg 

 

Die Bezüge wurden zum 1. Juli 2013 um 2,65 Prozent und werden zum 1. Juli 2014 um 2 Prozent angehoben. 

Allerdings vermindert um jeweils 0,2 Prozent für die Versorgungsrücklage. Zudem wurde 2013 das Weihnachts-

geld in Höhe von 250 Euro wieder eingeführt. 
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Bremen 

 

Bei den BeamtInnen und VersorgungsempfängerInnen bis einschließlich A10 stiegen die Bezüge zum 1. Juli 2013 

um 2,65 Prozent und steigen zum 1. Juli 2014 um 2,95 Prozent. Bei den Besoldungsgruppen A11 und A12 be-

trug die Erhöhung zum 1. Juli ein Prozent. Zudem beschloss die Bürgerschaft in Folge des Wegfalls der Praxisge-

bühr die Absenkung des Eigenbeitrags von 150 Euro auf 100 Euro.  

 

Hamburg 

 

Die Bezüge wurden (rückwirkend) zum 1. Januar 2013 um 2,65 Prozent und zum 1. Januar 2014 um weitere 

2,95 Prozent erhöht, wobei jeweils 0,2 Prozent in die Versorgungsrücklage flossen bzw. fließen. Zudem erhalten 

alle Beamten 30 Tage Erholungsurlaub.  

 

Mecklenburg-Vorpommern 

 

Zum 1. Juli 2013 erhielten alle Besoldungsgruppen 2 Prozent sowie einen Sockelbetrag in Höhe von 25 Euro. Um 

jeweils 2 weitere Prozent wurden/werden die Bezüge zum 1. Januar 2014 sowie 2015 angehoben. AnwärterIn-

nen erhalten ebenfalls 2 Prozent in 2014 und 2015 sowie 50 Euro in 2013. Bzgl. des Urlaubs möchte das Finanz-

ministerium in Anlehnung an die Erholungsurlaubsverordnung, die für BeamtInnen unter 55 Jahren 29 Tage vor-

sieht, eine vergleichbare Regelung. 

 

Niedersachsen 

 

Der Gesetzentwurf zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2013 (Drs. 17/75) wurde vom Landtag be-

schlossen. Er sieht die Anhebung der Besoldung und Versorgung rückwirkend zum 1. Januar 2013 um 2,65 Pro-

zent vor. Zum 1. Juni 2014 sollen die Bezüge um 2,95 Prozent erhöht werden. Allen BeamtInnen soll künftig ein 

Anspruch auf 30 Tage Erholungsurlaub und den AnwärterInnen auf 27 Tage zustehen. 

 

Nordrhein-Westfalen 

 

Eine 1:1-Übertragung des Tarifergebnisses wurde ausschließlich bis einschl. Besoldungsgruppe A10 vorgenom-

men. Die Besoldungsgruppen A11 sowie A12 erhalten 2013 und 2014 eine jährliche Erhöhung von 1 Prozent. 

Die übrigen BeamtInnen müssen eine Nullrunde hinnehmen. Allen BeamtInnen steht künftig ein Anspruch auf 30 

Tage und den AnwärterInnen auf 27 Tage Erholungsurlaub zu. 

 

Rheinland-Pfalz 

 

Die Landesregierung hält an der jährlichen Erhöhung um 1 Prozent bis 2016 fest.  

 

Saarland 

 

Zum 1. September 2013 wurde eine Bezügeerhöhung um 2,5 Prozent - wobei 0,2 Prozent in die Versorgungs-

rücklage fließen - vorgenommen, die für die Besoldungsgruppen bis einschließlich A9 um 4 Monate (damit Erhö-

hung zum 1. Mai 2013) und für die Besoldungsgruppen von A10 bis A13 um 2 Monate vorgezogen wird. Zum 1. 

September 2014 ist eine Besoldungserhöhung um 2 Prozent – auch hier vermindert um 0,2 Prozent – geplant, 
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die ebenfalls zeitlich vorgezogen wird. Zudem steht künftig allen BeamtInnen ein Anspruch auf 30 Tage und An-

wärterInnen auf 27 Tage Erholungsurlaub zustehen.  

 

Sachsen 

 

Vorgesehen ist eine Übernahme bis A9 zum 1. März 2013 sowie zum 1. April 2014. Ab A10 zum 1. September 

2013 und zum 1. April 2014. Die Anwärterbezüge sollen um 50 Euro zum 1. März 2013 und um 2,95 Prozent 

zum 1. April 2014 erhöht werden. Zum 1. Januar 2015 sollen noch mal 25 Euro dazu kommen (Drs. 5/12230). 

 

Sachsen-Anhalt 

 

Das Tarifergebnis wurde zeitlich verzögerte übertragen. Die Bezüge stiegen zum 1. Juli 2013 um 2,65 Prozent 

und steigen zum 1. Juli 2014 um 2,95 Prozent. 

 

Schleswig-Holstein 

 

Die Bezüge wurden zum 1. Juli 2013 um 2,45 Prozent und zum 1. Oktober 2014 um 2,75 Prozent angehoben. 

Die Zulagen für Vollzugsbeamte in Feuerwehr, Polizei und Strafvollzug wurden um 20 Euro erhöht. Der Selbstbe-

halt bei der Beihilfe wurde um 40 Euro als Gegenleistung zur Abschaffung der Praxisgebühr abgesenkt. Für die 

Besoldungsgruppen A2 bis A11 gab/gibt es zum 1. Mai 2013 eine Einmalzahlung in Höhe von 360 Euro und zum 

1. Juli 2014 in Höhe von 450 Euro. 

 

Thüringen 

Das Kabinett beschloss die zeitlich verzögerte Übertragung des Tarifergebnisses. Der erste Schritt der Anhebung 

erfolgte zum 1. Oktober 2013 mit - nach Abzug von 0,2 Prozent für die Versorgungsrücklage - 2,45 Prozent und 

der zweite Schritt folgt zum 1. August 2014 mit - ebenfalls nach Abzug von 0,2 Prozent - 2,75 Prozent.  

 

 
Hessen 

 

Das Land ist nicht Mitglied der TdL. Die Regierungsfraktionen brachten einen Entwurf für ein "Gesetz über die 

Anpassung der Besoldung und Versorgung in Hessen 2013/2014 und zur Änderung besoldungsrechtlicher Vor-

schriften" in den Landtag ein (Drs. 18/7364), der so auch verabschiedet wurde. Zum 1. Juli 2013 wurden/werden 

die Bezüge um 2,8 Prozent und zum 1. April 2014 um weitere 2,8 Prozent erhöht, wobei jeweils 0,2 Prozent in 

die Versorgungsrücklage fließen sollen. Die für die Tarifbeschäftigten des Landes vereinbarten Einmalzahlungen 

erhalten die BeamtInnen nicht.  
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